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MAKLERVERTRAG

LG Leipzig hält zwölf Klauseln in einem  
Versicherungsmaklervertrag für unwirksam
von Fabian Kosch, Diplom-Jurist, Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte,  
Hamburg

|  Das LG Leipzig hat zwölf Klauseln in einem Versicherungsmaklervertrag 
für unwirksam erklärt. Der WVM stellt Ihnen die Entscheidung vor und er-
läutert, was dies im Ergebnis für Versicherungsmakler bedeutet.  |

Klauseln scheitern an der AGB-Kontrolle
Ein Makler darf folgende Klauseln in seinem Maklervertrag nicht mehr ver-
wenden. Nach Ansicht des LG Leipzig halten die Klauseln der gerichtlichen 
AGB-Kontrolle nicht stand. Abgemahnt hatte den Makler die Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg (LG Leipzig, Urteil vom 16.12.2016, Az. 8 O 
321/16, Abruf-Nr. 194172, rechtskräftig).

◼◼ Vom LG beanstandete Maklerklauseln

1. 	Der Kunde willigt ein, dass der Makler ihm per Fax, Telefon, SMS bzw. auch per E-Mail Informationen jedweder 
Art zukommen lässt.

2. 	Der Makler berücksichtigt bei seiner Tätigkeit keine Direktversicherer oder Unternehmen, welche dem Makler 
keine marktübliche Vergütung zahlen.

3.	 Sofern Versicherer an den Makler keine Courtage für die Betreuung des Vertrags zahlt oder die Zahlung einer 
solchen z. B. durch Änderung seiner Geschäftspolitik oder durch Kündigung der Courtagevereinbarung ein-
stellt, kann der Makler die Betreuung des Vertrags für den Kunden mit einer Frist von einem Monat zum Schluss 
des Kalendermonats beenden.

4.	 Sofern die Schadensbearbeitung durch den Makler pro Versicherungsfall vier Zeitstunden überschreitet erhält 
der Makler für eine jedwede weitere Tätigkeit einen Stundensatz in Höhe von 85,00 Euro netto vergütet.

5. 	Unabhängig davon erhält der Makler pro Jahr eine Betreuungsvergütung in Höhe von 19,90 Euro netto einmalig 
für alle zu betreuende Verträge.

6. 	Vertragswidersprüche oder Kontounterdeckung sind immer vom Kunden zu tragen, dies gilt auch für den even-
tuell damit verbundenen Verlust der Vergütung des Maklers.

7. 	Dem Kunden ist bekannt, dass Zahlungsverzug Versicherungsschutz gefährdet.
8. 	Für leichte Fahrlässigkeit bezogen auf Sach- und Vermögensschäden haftet der Makler jedoch nicht, wenn dies-

bezüglich – ohne Verschulden des Maklers – kein Haftpflichtversicherungsschutz z. B. wegen einer Selbstbetei-
ligung oder eines marktüblichen Ausschlusses besteht.

9. 	Eine Kündigung hat keine befreiende Wirkung für bestehende oder angebahnte Versicherungen in Bezug auf 
Kosten für Stornierung, Kündigung, Beitragsfreistellung, Vertragswidersprüche oder Kontounterdeckung. Die-
se sind immer vom Kunden zu tragen, dies gilt auch für den eventuell damit verbundenen Verlust der Vergütung 
des Maklers.

10.	Hierbei findet die gesetzlich festgelegte Zillmerung Anwendung. Das 60stel Verfahren. Hierbei werden Endgel-
der des Vertrags auf die ersten 60 Monate ab Beginn verteilt. Bei Kündigung innerhalb dieser Zeit schuldet der 
Kunde die verbleibenden Monate.

11.	In einem solchen Fall ist der Vertrag vielmehr seinem Sinn gemäß zur Durchführung zu bringen.
12.	Beruht die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestimmung, so tritt an ihre Stelle das gesetzlich zulässi-

ge Maß. 

Verbraucherzentrale
brachte Stein 
ins Rollen
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Unangemessene Benachteiligung und Intransparenz
Das LG bemängelt die unangemessene Benachteiligung des Verbraucher-
kunden. Ferner seien viele Klauseln intransparent nach § 307 Abs. 1 S. 2 BGB 
und damit unwirksam. 

�� 1. Klausel: Die Formulierung „Werbung jedweder Art“ macht nicht hinrei-
chend deutlich, in welche Art von Informationen der Verbraucherkunde 
einwilligt.

�� 2. Klausel: Die Regelung der eingeschränkten Versichererauswahl ver-
stößt laut LG gegen die gesetzliche Regelung in § 60 Abs. 1 VVG. Dort werde 
der „ausdrückliche“ Hinweis auf eine eingeschränkte Versicherer- und 
Vertragsauswahl verlangt. Der versteckte Hinweis in den AGB des Makler-
vertrags werde dem nicht gerecht.

�� 3. Klausel: Die Regelung zur Kündigungsmöglichkeit des Maklervertrags 
in Fällen ohne Courtage(-zahlung) steht laut LG im Widerspruch zu einer 
anderen Klausel, nach der es zulässig ist, eine Vergütungsvereinbarung 
bei courtagefreien Tarifen zu treffen. 

�� 4. und 5. Klausel: Die Preisregelungen „netto“ verstoßen laut LG gegen die 
gesetzliche Regelung in § 1 Preisangabenverordnung. Danach sind die Prei-
se anzugeben, die einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbe-
standteile zu zahlen sind (Gesamtpreise). „Netto“ wird dem nicht gerecht.

�� 6. Klausel: Die Kostenregelung 
▪▪ ist intransparent hinsichtlich z. B. Umfang der Kosten, Höhe, Zeitpunkt, 

wann Kosten anfallen, und 
▪▪ verstößt gegen den Grundgedanken der gesetzlichen Regelung. Denn 

nach geltendem Recht setzt eine Schadenersatzpflicht Verschulden vo-
raus, also zumindest ein leicht fahrlässiges Verhalten. Nach der Klausel 
müsse der Kunde die Kosten aber immer tragen, auch wenn ihn nicht 
einmal der Vorwurf der Fahrlässigkeit trifft. 

�� 7. Klausel: Mit dem Passus „... bekannt, dass Zahlungsverzug Versiche-
rungsschutz gefährdet“ bestätigt der Kunde rechtlich relevante Umstände, 
die in AGB gegen § 309 Nr. 12 BGB verstoßen.

�� 8. Klausel: Die Regelung zur Haftungsbeschränkung geht dem LG zu weit, 
weil der Makler von Gesetzes wegen eine Haftung für einfache Fahrlässig-
keit nicht ausschließen darf.

�� 9. Klausel: Die Kostenregelung erfasst alle Fälle der Kündigung, auch sol-
che, die aufgrund eines Fehlverhaltens des Versicherers oder Maklers er-
folgen. Da eine Begrenzung auf ein schuldhaftes oder vertragswidriges Ver-
halten des Kunden nicht erfolgt, ist die Regelung unwirksam, so das LG.

�� 10. Klausel: Geregelt wird eine Schadenersatz- bzw. eine Aufwandspau-
schale für den Fall der Vertragsbeendigung durch Kündigung. Unklar 

Unbestimmter 
Begriff

Klauseln in sich 
widersprüchlich

Haftungsbeschrän-
kung zu weit
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bleibt in den Augen des LG für den Kunden, welche Entgelte zu zahlen sind 
und wie sie sich bemessen. Die Regelung verstößt zudem gegen den 
Grundgedanken der gesetzlichen Regelung – wie die Klauseln 6 und 9.

�� 11. Klausel: Die Regelung „... Vertrag ... zur Durchführung zu bringen“ ist 
nicht klar und verständlich. 

�� 12. Klausel: Auch der Passus „... so tritt an ihre Stelle das gesetzlich zuläs-
sige Maß“ ist unbestimmt. 

Handlungsempfehlungen für die Praxis
Dem Urteil ist in vielen Punkten zuzustimmen, da die meisten Klauseln auch 
aus der Gesamtheit heraus den potenziellen Kunden/Versicherungsnehmer 
benachteiligen: Er könnte sich z. B. nicht vom Vertrag lösen, ohne dem Versi-
cherungsmakler die restliche Courtage zu bezahlen. Der Versicherungsmak-
ler verbindet Brutto- mit Nettopolice, ohne den Versicherungsnehmer über 
diese Besonderheit gesondert hinzuweisen.  

PRAXISHINWEISE  | 
�� Nehmen Sie das Urteil zum Anlass, Ihre eigenen Maklerverträge zu prüfen.
�� Die Einwilligungserklärung des Verbaucherkunden in Werbung gehört nicht in 
den Maklervertrag. Denn sie muss hohe Anforderungen erfüllen. Sie muss 
transparent und bestimmt sein. Holen Sie stets eine separate Einwilligungser-
klärung von Interessenten, Neu- und Bestandskunden ein und lassen Sie sich 
diese durch deren Unterschrift dokumentieren. 

�� Verzichten Sie auf eine einschränkende Versicherer- und Vertragsauswahl im 
Maklervertrag. 

▪▪ Das Gesetz fordert in § 60 Abs. 1 S. 2 VVG, dass Sie auf die eingeschränkte 
Auswahl ausdrücklich und im Einzelfall hinweisen müssen. Schon der Be-
griff Einzelfall schließt einen reinen Hinweis im Maklervertrag aus. 

▪▪ Vermeiden Sie daher im Maklervertrag Formulierungen wie „Versicherun-
gen werden nicht an Direktversicherer oder Unternehmen vermittelt, die 
dem Makler keine Vergütung gewähren.“ oder „Der Makler berücksichtigt 
im Rahmen seiner Tätigkeit nur Versicherer, die von der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) beaufsichtigt werden und Vertrags-
bedingungen in deutscher Sprache anbieten.“ 

▪▪ Heben Sie die eingeschränkte Versicherer- und Vertragsauswahl im Bera-
tungsprotokoll deutlich hervor oder händigen dem Versicherungsnehmer 
vor jedem Vertragsabschluss ein Schreiben mit der eingeschränkten Aus-
wahl aus. 

�� Stellen Sie Ihre Maklerverträge nicht im Internet/auf Ihrer Homepage öffent-
lich bereit. Denn auch andere Verbraucherzentralen oder Konkurrenten kön-
nen so Ihren Versicherungsmaklervertrag prüfen.

↘↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•	Upgedateter Maklervertrag mit Maklervollmacht und Einwilligung zur Datenweitergabe 
auf wvm.iww.de → Abruf-Nr. 37510240

•	Beitrag „So umschiffen Sie die Klippen bei der Telefon-, E-Mail-, Newsletter- und Brief-
werbung“, WVM 8/2013, Seite 6 → Abruf-Nr. 38863730

Was ist gemeint?

Maklerverträge 
prüfen und Internet 
bereinigen

IHR PLUS IM NETZ
Vertrag und  Beitrag 

auf wvm.iww.de


